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MAGDEBURG/BAMBERG. 
Ein deutliches Signal sandten 
die Rektoren der deutschen 
Hochschulen am Dienstag an 
die Politik: In einer' gemeinsa
men Erklärung forderten sie ei
ne bessere finanzielle Ausstat
tung und mehr Autonomie für 
die Universitäten. An der Mag
deburger Hochschulrektoren
kohferenz (HRK) nahm auch 
der Rektor der Universität Bam
berg, Prof. Dr. Godehard Rup
pert, teil. 

„Bei den Gesprächen zut Re
gierungsbildung muss es fun" 
<;lamental um den künftigen 
Kurs in der Bildungs- und Wis" 
senschaftspolitik gehen. Denn 
es steht nicht nur die Wettbe
werbsfähigkeit und die Innova
tionskraft der Hochschulen auf 
dem Spiel, sondern die 
Deutschlands insgesamt", sag
te Ruppert gestern gegenüber 
dem FT. Er zeigte sich erfreut, 
dass es den deutschen Hoch
schulrektoren gelungen ist, mit 
einer Stimme zu sprechen und 
ihre Erwartungen gegenüber 
den neuen Entscheidungsträ
gern in einem 10-Punkte-Pa
pier zu formulieren. „Bildung 

und Wissenschaft müssen erste 
Priorität erhalten", heißt es 
darin etwa. Vor allem verlan
gen die Hochschulleitungen 
von der Politik eine „erhebli
che Steigerung" der staatlichen 
und privaten Aufwendungen 
für Bildung, Forschung und 
Entwicklung. „Andere Indust
rieländer investieren deutlich 
mehr in die Wissensressoµrcen 
ihrer Gesellschaften 11

1 kritisie
ren sie. Deutschland müsse da
für ebenfalls mehr tun, meint 
auch der Bamberger Rektor. 
„Vop. den angestrebten drei 
Prozent des Bruttoinlandspro
dukts sind wir in Deutschland 
noch weit entfernt", machte 
Ruppert deutlich, dass gerade 
die- Bundesrepublik das von 
den EU-Ländern vor fünf Jiih
ren formulierte Ziel, einen be
stimmten Betrag in Bildung 
und Forschung zu stecken; 
noch nicht umgesetzt hat. 

Doch es geht den Universitä
ten nicht nur darum, mehr 
Geld zu erhalten. Sie erwarten 
von der Politik auch eine „kon
sequente Entstaatlichung des · 
Wissenschaftssystems", wie es 
in dem publizierten Papier wei
ter heißt. „Die Universitäten 
benötigen mehr Autonomie 

Prof. Dr. Godehard Ruppert, Rek· 
tor der Universität Bamberg. 

und weniger Staat", brachte es 
Ruppert auf den Punkt. So 
wünschen sich die deutschen 
Hochschulen mehr Eigenver
antwortung und Entschei
dungsspielraum, etwa bei der 
Auswahl ihrer Studenten oder 
der Verwendung ihrer Finan
zen. Auch wollen sie die Frei
heit erhalten, vonprivater Seite 
Mittel einzutreiben, und diese 

nach ihrem Ermessen einzuset
zen, was auch Studiengebüh
ren beeinhalte. Nur so könne 
die Leistungsfähigkeit · der 
deutschen Universitäten ange
sichts begrenzter finanzieller 
Möglichkeiten des Staates gesi
chert werden, betonen die 
Hochschulrektoren. Von der 
neuen Regierung sei schnelles 
Handeln erforderlich, was die 
Schaffung entsprechender ge
setzlicher Rahmenbedingun
gen betrifft. 

Die Tatsache, dass Deutsch
land nun von einer schwarz-rq
ten Koalition regiert wird, lässt 
den Bamberger Rektor auf eine 
Klärung des Streits zwischen 
Bund und Ländern hoffen, was 
die Zuständigkeiten bei den 
Hochschulen betrifft. 11Die 
Gründe für den Abbruch der 
Verhandh.mgen zur Föderalis
musreform, nämlich der Gra
ben zwischen den bildungspo
litischen Positionen der Union 
einerseits und der SPD anderer
seits, sind angesichts der gro
ßen Koalition nicht mehr 
nachvollziehbar. Hier stellt die 
neue bundespolitische Situati
on eine große Chance dar, die 
nicht wieder verspielt werden 
darf", so Ruppert. 


